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EVP-ED-Fraktion fordert 
Wertedebatte 

Die EVP-ED-Fraktion im Europäischen Parlament 
hat eine Wertedebatte über die demographische 
und gesellschaftliche Entwicklung in Europa an- 
gestoßen. Der Fraktionsvorsitzende Hans-Gert 
Pöttering (CDU) erklärte in Brüssel, die demogra- 
phische Entwicklung sei eine der größten Heraus- 
forderung für die wirtschaftliche, soziale und poli- 
tische Zukunft Europas. Europa werde scheitern, 
wenn es nicht gelinge, ein Umfeld zu schaffen, in 
dem Kinderwiedereine Zukunfthaben. Eine grund- 
legende Erneuerung der EU sei daher nötig. 
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Wie Rot-Grün Deutschland zum 
Schlusslicht in der EU gemacht hat 

ot-Grün hat die Axt an den Stabi- 
litäts- und Wachstumspakt ange- 

legt. Deutschland wird im Jahr 2005 
zum vierten und 2006 vermutlich zum 
fünften Mal in Folge die vertraglich fest- 
gelegte Defizitgrenze nicht einhalten 
können. Außerdem unterminieren seit 
Jahren Deutschland und Frankreich ge- 
zielt den Stabilitäts- und Wachstums- 
pakt-eineuropäischer Sündenfall ers- 
ter Ordnung. Die Unfähigkeit von Mini- 
ster Eichel, den deutschen Haushalt in 
den Griff zu bekommen, schwappt auf 
Europa über, mit erheblichen Konse- 
quenzen für das gesamte Vertragswerk 
und möglichen Folgen für die Stabilität 
des Euro. 

Eichel hat Haushalt nicht 
mehr im Griff 

Deutschland ist unter der jetzigen Ko- 
alition vom wirtschaftlichen Musterkna- 
ben Europas zum Schlusslicht gewor- 
den. Statt konsequente Strukturrefor- 
men einzuleiten und das Landfürdie Her- 
ausforderungen der sich stetig globali- 
sierenden Wirtschaftvorzubereiten, setzt 
die rot-grüne Bundesregierung- die be- 
reits jetzt ihren Haushalt nicht mehr in 
den Griff bekommt - auf zusätzliche 
Staatsausgaben als vermeintlichen Aus- 
weg aus der selbstverschuldeten Wirt- 
schaftsmisere. Dabei steht ihr der Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt im Weg. 

Anfang des Jahres 2002 sollte erst- 
mals seit Bestehen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts ein Blauer Brief 
wegen Annäherung an die Defizitgren- 
ze von 3 % des Bruttoinlandsprodukts 
vergeben werden, ausgerechnet an 
den Initiator des Paktes, nämlich 
Deutschland! Der Blaue Brief wurde je- 
doch auf Druck Deutschlands im Eco- 
finrat abgewandt. Der Finanzminister 
sah sich nicht gezwungen, Korrekturen 
einzuleiten. 

Ein Jahr später-die Haushaltslage 
hatte sich entgegen den Versprechun- 
gen Eichels verschlechtert - sah sich 
die Europäische Kommission gezwun- 
gen, die Einleitungeines Defizitverfah- 
rens gegen Deutschland zu empfehlen. 
Mit viel Lobbying und Rechenkünsten 
kam Deutschland auch diesmal wieder 
ungeschoren davon. 

Die Europäische Kommission ent- 
schied im Januar 2004, wie bereits im 
Herbst 2003 von CDU/CSU-Europaab- 
geordneten gefordert, die Schlussfol- 
gerungen des Finanzministerrates vor 
dem Europäischen Gerichtshof anzu- 
fechten. Als „Hüterin der Verträge" 
wollte sie Rechtsklarheit und Vorher- 
sagbarkeit bezüglich der Vertragsbe- 
stimmungen zur Wirtschafts- und 
Währungsunion gewährleisten. Sie 
wollte sicherstellen, dass die auf dem 
EG-Vertrag basierenden Verfahren in 
Zukunft korrekt angewandt werden. 
Der Europäische Gerichtshof- der sich 
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nicht mit den Zahlen be- 
schäftigte, sondern mit den 
formellen Aspekten des De- 
fizitverfahrens - hat der 
Kommission Recht gege- 
ben, indem er beschied der 
Rat habe unrechtmäßig 
das Defizitverfahren gegen 
Deutschland ausgesetzt. 
Dies hat der Lobbyarbeit 
des Schröder-Eichel-Tan- 
dems engere Grenzen ge- 
setzt. Bis jetzt ist jedoch 
vom Rat kein Verfahren ge- 
gen Deutschland eingeleitet 
worden. 

Der Stabilitätspakt 
I Maastricht-Kriterien für die Stabilität des Euro 2004 \ 

Preisstabilität • 
2,4%* 

Euro-Staaten 

Deutschland 
(De^^^^ 

• Staatsdefizit 
-3% des BIP 

Euro-Staaten 

Deutschland 

'Flexibles Kriterium: Preissteigerung nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte 
über den drei niedrigsten Werten 

Regierung hat Stabilitäts- 
und Wachstumspakt 
außer Kraft gesetzt 

Zinsstabilität: nicht mehr als 2 Prozentpunkte 
über den drei niedrigsten Werten; erfüllt 

Quelle: EZB "BMF-Schätzung dpa Grafik 0432 

Mit ihrer starren und un- 
einsichtigen Haltung hat die deutsche 
Bundesregierungden von Deutschland 
geschaffenen Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt faktisch außer Kraft gesetzt. 

Mittlerweile hat Deutschland die De- 
fizitgrenze bereits dreimal überschrit- 
ten. Weitere Überschreitungen sind 
von der Kommission schon prognosti- 
ziert. Eine Nichtbeachtung der Grenze 
in diesem Jahr gilt als sicher. Auch die 
Einhaltung der Defizitgrenze in 2006 
wird selbst vom Bundesfinanzministe- 
rium als schwierig angesehen, wenn 
man sich auch nach außen hin optimi- 
stisch gibt. 

Überschattet wurde der Vorgang 
durch den zweiten Sündenfall von Mi- 
nister Eichel: der Reform des Stabi- 
litätspaktes. Einerseits wollte er gene- 
rell den Druck von seiner Politik neh- 

men, andererseits hatte er fest den ur- 
sprünglichen Bundestagswahltermin 
vom September 2006 vor Augen. Er 
wollte partout verhindern, in einem 
Wahljahr wegen mangelhafter Finan- 
zen vorgeführt zu werden und eventuell 
sogar auf Druck Europas für Teile sei- 
ner Klientel schmerzhafte finanzielle 
Einschnitte vornehmen zu müssen, 
von der dann begrenzten Fähigkeit 
Wahlgeschenke zu verteilen ganz zu 
schweigen. Dass er damit als Toten- 
gräber des Stabilitätspaktes in die Ge- 
schichte eingehen könnte, stört ihn 
recht wenig. 

Unterstützt wird die rot-grüne Bun- 
desregierung bei diesem Vorhaben re- 
gelmäßigdurch die Sozialistische Frak- 
tion im EP. Sie plädierte unentwegt für 
eine Aufweichung des Stabilitäts- und 
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Wachstumspakts. Sie tritt für eine 
„konjunkturgerechte" und „intelligen- 
te" Anwendung des Pakts ein und 
möchte das Defizit schön rechnen, in- 
dem sie die Nichtberücksichtigung von 
öffentlichen Investitionen für Innovati- 
on, Infrastrukturmodernisierung und 
„Kosten der Einheit" bei der Berech- 
nung des Defizits fordert. 

Unterder Führerschaft von Schröder 
und Eichel hat der Druck der gesam- 
melten Linken auf die Kommission und 
im Rat dazu geführt, dass die Kom- 
mission unterdem Impuls des sozialis- 
tischen Kommissars Almunia mit all- 
gemeinen Gedanken zu einer'Reform', 
sprich der Aufweichung, des Paktes an 
die Öffentlichkeit getreten ist. Auf 
Drängen des Kanzlers forderte der Eu- 
ropäische Rat dann die Kommission 
auf, einen konkreten Vorschlag einzu- 
reichen. 

Almunia hat dann die Gesetzesvorla- 
ge beflissentlich geliefert. Alles war dar- 
auf ausgerichtet, das Verfahren durch 
Ausnahmeregelungen so zu modifizie- 
ren und die Fristen derart zu verlängern, 
dass die rot-grüne Bundesregierung 
nicht mehrvorder ursprünglich für2006 
geplanten Bundestagswahl auf der Sta- 
bilitätsfront von Brüssel aus belästigt 
würde. Auf diesen Zug sind leider einige 
andere große Mitgliedstaaten mit der 
Note „mangelhaft" im Fach Wirtschafts- 
reformen gesprungen, namentlich Frank- 
reich und Italien, so dass einerformalen 
Annahme der Aufweichungsbeschlüsse 
nichts mehr im Wege stand. 

Der Druck aus Berlin hat jedoch 
nicht zu dem von Eichel und Schröder 
für Deutschland erhofften Ergebnis ge- 
führt. Zurzeit werden im Ministerrat 
Überlegungen angestellt, das ausge- 

setzte Defizitverfahren im Herbst wie- 
der aufzunehmen. Trotz der Verwässe- 
rung des Stabilitätspaktes könnte 
Deutschland ein Defizitverfahren blüh- 
en. Dies zeigt das ganze Ausmaß der 
von Rot-Grün aufgetürmten Lasten. 

SPD greift Unabhängigkeit 
der EZB an 

Die Trauergeschichte linker Wirt- 
schaftspolitik setzt sich in angrenzen- 
den Feldern fort. Die SPD fordert nun 
im Gleichschritt mit dem Rest ihrer 
Fraktion die Abstimmung der Geld- mit 
der Wirtschaftspolitik auf europäi- 
scher Ebene. Dies zielt eindeutig auf 
eine Schwächung der Unabhängigkeit 
der EZB. Diese soll genötigt werden 
mit einer Politik des leichten Geldes, 
die öffentlichen Investitionspläne der 
Sozialisten zu unterstützen. Die Fol- 
gen einer solchen Politik, wie Kauf- 
kraftminderung, langsameres Wachs- 
tum als Konsequenz der Verunsiche- 
rung der Wirtschaftsteilnehmer sowie 
weitere Belastung der ohnehin schon 
überstrapazierten Pensionskassen, 
nimmt sie billigend in Kauf. Ferner 
möchte die SPD nun auch die Wirt- 
schaftspolitiken der Mitgliedstaaten 
enger miteinander verzahnen. Die Mit- 
gliedstaaten sollen nicht mehr auf 
dem Wege des Wettbewerbs ihrer Wirt- 
schaftspolitiken die für den Bürger be- 
ste Politik finden. Stattdessen soll 
durch Gleichschaltung der Wirtschaft- 
politiken ein für Schröder-Deutschland 
peinlicher Vergleich vermieden wer- 
den. Insbesondere soll der frische 
Wind aus den neuen Mitgliedstaaten 
gebremst werden. 
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Eu-Konjunktur 2005: Auf dem Prüf stand 
Haushallsüberschuss (+) 
oder -defizit (-) in % 
der Wirtschaltsleistung 

Der marktwirtschaftliche - auf einer 
stabilen Währungundgesunden Staats- 
finanzen fußende - Konsens der Wirt- 
schaftsgeschichte der Nachkriegszeit 
wird somit von der SPD gekündigt. 

Deutschland ist nicht mehr der Mus- 
terschüler Europas. Ganz im Gegenteil 
ist Deutschland bei den wesentlichen 
Wirtschaftskriterien Schlusslicht: Oh- 
ne Deutschland wäre das Wachstum im 
Euroraum höher. Nicht Europa hat ein 
Wachstumsproblem, sondern Deutsch- 
land ist die Wachstumsbremse in Eu- 
ropa. Beim Vergleich des Bruttoinlands- 
produkts pro Kopf ist Deutschland ab 
2003 unter den EU-Durchschnitt gefal- 
len. Die hohe Arbeitslosigkeit gepaart 
mit einer allgemeinen Verunsicherung 
der privaten Verbraucher über die Zu- 
kunft der sozialen Sicherungssysteme 
und wegen der inkonsistenten Zielvor- 
gaben der Regierung bei ihrer Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik führt zu einer 
verbreiteten Sparneigung. 

Die Kommission hat die Bundesre- 
gierung immer wieder darauf hinge- 

wiesen, dass insbe- 
sondere auch die re- 
gulatorischen Belas- 
tungen auf dem Ar- 
beitsmarkt Ursache 
für das geringe Wachs- 
tumspotential für 
Deutschland sind. 
Sie mahnte an, dass 
es endlich geschafft 
werden müsste, ge- 
ring qualifizierte und 
ältere Menschen so- 
wie Menschen aus 
rückständigen Regio- 
nen, insbesondere 
dem Osten, in den Ar- 

beitsmarkt zu integrieren, um einen 
starken Wachstumsimpuls auszulö- 
sen. Hierzu sei aber eine Veränderung 
der gesetzlichen Lage dringend not- 
wendig. Ähnliche Kritik übt die Euro- 
päische Zentralbank und die Mehrheit 
der Wirtschaftsexperten. 

Im Osten Deutschlands stieg die Ar- 
beitslosigkeit seit 1999 kontinuierlich 
an, obwohl Schröder ihre Bekämpfung 
zur „Chefsache" erklärt hatte. Nicht 
vergessen ist seine Aussage im Bun- 
deswahlkampf 1998, er werde sich an 
seinen Erfolgen auf dem Arbeitsmarkt 
messen lassen. 

Auch bei der Langzeitarbeitslosig- 
keit, die für die Betroffenen die 
schlimmsten Auswirkungen hat, liegt 
Deutschland über dem EU-Schnitt. 
Knapp die Hälfte der deutschen Ar- 
beitslosen ist länger als 12 Monate 
ohne Job. Besonders dramatisch ist 
die Lage wieder in Ostdeutschland. 
Ohne die Tricksereien bei der Umge- 
staltung der Bundesagentur für Arbeit 
und dem Arbeitslosengeld II würden 
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die Arbeitslosenzahlen noch dramati 
scher aussehen. 

Deutschland ist Spitzenreiter bei 
Lohnnebenkosten 

Bei einem der zentralen Hemmnis- 
se für den Abbau der Arbeitslosigkeit, 
der Lohnnebenkosten, ist Deutsch- 
land Spitzenreiter innerhalb Europas. 
Die Kommission und der Rat werden 
nicht müde, die Bundesregierung auf 
dieses zentrale Problem aufmerksam 
zu machen und Abhilfe zu fordern. Im 
Verhältnis zu den Steuern insgesamt 
machen die Sozialbeiträge in Deutsch- 
land 44,4 % der gesamten Abgaben- 
belastung aus. Sie liegen damit deut- 
lich höher als in den übrigen Mitglied- 
staaten, insbesondere im Verhältnis 
zum EU-15-Durchschnitt mit 34,4 %. 

Auch die direkte Gegenüberstel- 
lung der Sozialbeiträge zeigt deutlich, 
dass Deutschland die höchsten Sozi- 
albeiträge hat. Derjüngste Bericht der 
Europäischen Kommission zur Umset- 
zung der europäischen Charta für 
Kleinunternehmen zeigt, dass eine 
Verbesserung des unternehmeri- 
schen Umfelds in Deutschland drin- 
gend geboten ist. Neben der steuerli- 
chen Belastung und dem chronischen 
Mangel an Risikokapital stehen vor al- 
lem bürokratische Hürden einer Ent- 
faltung der unternehmerischen Initia- 
tive entgegen: 

70 Prozent der Eintragungen ins 
Handelsregister erfolgen erst nach 
einer Wartezeit von mehr als zwei 
Monaten - damit wurde der europäi- 
sche Richtwert um 100 Prozent über- 
troffen, 

bei der Verbesserung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften und 
der Folgenabschätzung nimmt 
Deutschland insgesamt den 15. 
Platz in der EU ein, 

i bei der unternehmensfreundlich- 
eren Gestaltung der Vorschriften im 
Bereich Umstrukturierung, Konkurs 
und Neubeginn belegt Deutschland 
den 13. Platz. 
Angesichts ihrer schlechten Bilanz 

verwundert es umso mehr, dass die 
rot-grüne Bundesregierung im Rat eine 
unkonstruktive Blockadehaltung ein- 
nimmt. Bei der Beratung des Mehrjah- 
resprogramms für Unternehmertum 
und unternehmerische Initiative, 
durch das die Schaffung eines KMU- 
freundlichen Umfeldes und die Bereit- 
stellung von Risikokapital gefördert 
werden, hat die Regierung Schröder 
verhindert, dass dieses erfolgreiche 
Instrument im Jahr 2006 zumindest 
mit dem Vorjahres-Budget ausgestat- 
tet wurde. 

Dieses Verhalten ist beispielhaft 
für das planlose Vorgehen der Bun- 
desregierung im Rat, welches den 
deutschen Interessen zuwiderläuft: Ei- 
nerseits wird immer wieder die große 
Bedeutung des Lissabon-Prozesses 
für Wachstum und Beschäftigung be- 
tont, andererseits werden die hierfür 
konzipierten Instrumente (wie das For- 
schungsrahmenprogramm) blockiert 
und „totgespart", obwohl Deutsch- 
land von substantiellen Rückflüssen 
profitieren würde. Trotz aller Lippen- 
bekenntnissewaren Forschungund In- 
novation für die Bundesregierung in 
den Verhandlungen über die finanziel- 
le Vorausschau von nachrangiger Be- 
deutung. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP-ED-FRAKTION 

EVP-ED-Fraktion für ergebnisoffene 
Verhandlungen mit der Türkei 
Vor dem von den Staats- und Regie- 

rungschefs der EU-Mitgliedstaaten an- 
gesetzten Beginn von Verhandlungen 
mit der Türkei um eine Mitgliedschaft 
des Landes in der Europäischen Union 
hat die EVP-ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament betont, die Gespräche 
müssten ergebnisoffen erfolgen. EVP- 
ED-Fraktionsvorsitzender Hans-Gert 
Pöttering (CDU) sagte bei einer Pres- 
sekonferenz in Brüssel, das Verhand- 
lungsmandat mit der Türkei müsse die 
Möglichkeit einer „alternativen Form der 
Partnerschaft" beinhalten. Dies sei „fair 
und ehrlich" gegenüber der Türkei. 

Pöttering kritisierte die Erklärung der 
Türkei, die Republik Zypern nicht aner- 
kennen zu wollen. Es sei „unlogisch", 
mit der Europäischen Union verhandeln 
zu wollen, und gleichzeitig einen Mit- 
gliedstaat nicht anzuerkennen. Die Tür- 
kei hat sich verpflichtet, das Protokoll 
zur Ausdehnung der Zollunion auf die 
zehn neuen EU-Mitgliedstaaten zu un- 
terzeichnen, was einer defacto Aner- 
kennung von Zypern gleichkommt. An- 
kara hat das Protokoll zwar unterschrie- 
ben, aber gleichzeitig eine Erklärung ab- 
gegeben, dies bedeute keine Anerken- 
nung der Republik Zypern. 

Bessere Vergleichbarkeit von Hoch- 
schulen 
Der Ausschuss für Kultur und Bildung 

des Europäischen Parlaments hat einen 
Bericht der slowenischen EVP-ED-Abge- 

ordneten Ljudmila Novak für eine ver- 
stärkte europäische Zusammenarbeit 
zur Qualitätssicherung in der Hoch- 
schulbildungangenommen. Ziel des Ge- 
setzgebungsvorhabens, das nun noch 
durch das Plenum bestätigt werden 
muss, ist die gegenseitige Anerkennung 
von Mechanismen zur Qualitätssiche- 
rungfür Hochschulen. Dadurch soll die 
Vergleichbarkeit der Hochschulsyste- 
me in den verschiedenen EU-Mitglied- 
staaten verbessert werden. Um dieses 
Ziel zu erreichen, soll ein europäisches 
Verzeichnis von Agenturen erstellt wer- 
den, die eine Bewertung der Hoch- 
schulbildungdurchführen können. Aus- 
gangspunkt dieses Berichts sind die 
von den Kultus- und Bildungsministern 
der EU-Mitgliedstaaten im Mai 2005 
erörterten Vorgaben für die weitere Ent- 
wicklung des europäischen Hochschul- 
raums, der die Mobilität von Wissen- 
schaftlern und Studenten fördern will. 

EP-Verkehrsausschuss debattiert 
Flugsicherheit 
Nach den Flugzeugabstürzen der ver- 

gangenen Monate stand das Thema 
Flugsicherheit nach der Sommerpause 
ganz oben auf derTagesordnungdes Eu- 
ropäischen Parlaments. Dazu debattier- 
te der Verkehrsausschuss den Bericht 
der EVP-ED-Abgeordneten Christine 
de Veyrac (Frankreich). Das dem Be- 
richt zugrunde liegende Gesetzge- 
bungsvorhaben der EU-Kommission 
enthält zwei Initiativen: zum einen soll 
eine „schwarze Liste" aller Fluggesell- 
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schatten erstellt werden, gegen die ein 
Flug- oder Überflugverbot für die Eu- 
ropäische Union gilt. Zudem sollen Flug- 
gäste künftig über die Identität der aus- 
führenden Fluggesellschaft unterrichtet 
werden. Ziel soll sein, dass Flugpassa- 
giere schon bei der Buchung wissen, 
welche Fluglinie tatsächlich das Flug- 
zeug stellt. So kommt es zum Beispiel 
im Rahmen von „Code-Share"-Abkom- 
men immer wieder vor, dass ein Flug un- 
ter dem Namen mehrerer Fluggesell- 
schaften angeboten wird. 

EVP-ED-Fraktion begeht 25jähriges 
Jubiläum von Solidarnosc 
Zum 25. Jubiläum der polnischen Ar- 

beiterbewegung Solidarnosc hat der 
Vorstand der EVP-ED-Fraktion in Danzig 
getagt. In der polnischen Hafenstadt 
hatten 1980 Werftarbeiter unter Füh- 
rung des damaligen Gewerkschaftsfüh- 
rers und späteren polnischen Staats- 
präsidenten Lech Walesa gegen das 
kommunistische Regime gestreikt, und 
damit entscheidende Impulse für das 
Entstehen weiterer Oppositionsbewe- 
gungen in Osteuropa geliefert. 

Anlässlich der zweitägigen Studien- 
reise zum Jahrestag des Beginns der 
Solidarnosc-Bewegung veranstaltete 
die EVP-ED-Fraktion in Danzig zwei Dis- 
kussionsrunden über die Europäische 
Union und ihre Nachbarn, sowie die Aus- 
wirkungen der Solidarnosc-Bewegung 

auf den europäischen Integrationspro- 
zess. Zu den geladenen Gästen gehör- 
ten neben Walesa EU-Kommissions- 
präsident Jose Manuel Barroso, und 
der ukrainische Premierminister Viktor 
Juschtschenko. 

Vorbereitungen zur Bekämpfung der 
Vogelgrippe 
EVP-ED-Fraktionsmitglied Antonios 

Trakatellis (Griechenland), hat im Um- 
weltausschuss des Europäischen Parla- 
ments eine Überprüfung der von der Eu- 
ropäischen Union getroffenen Maßnah- 
men zur Verhinderung der Ausbreitung 
der Vogelgrippe gefordert. Trakatellis 
zeigte sich besorgt angesichts erneuter 
Ausbrüche der Vogelgrippe, und warnte 
voreiner Ausbreitung nach Europa durch 
Wildvögel aus Russland und Kasach- 
stan, insbesondere nach Bulgarien und 
Rumänien. Die Vorbereitungen der Eu- 
ropäischen Union bei einem möglichen 
Ausbruch des Virus in Europa müssten 
überprüft werden, so der griechische Eu- 
ropaabgeordnete. Dies betreffe auch die 
Notfallpläne der einzelnen EU-Mitglied- 
staaten. Trakatellis sprach sich dafür 
aus, Experten des Europäischen Zen- 
trums für die Prävention und die Be- 
kämpfung von Seuchen zu einem Mei- 
nungsaustausch in das Europäische 
Parlament einzuladen. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl.eu.int 
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